
 
INHALT: 
Vollzug der Baugesetze – Öffentliche Bekanntmachung des Baugenehmigungsbescheides vom 07.07.2021 mit dem Aktenzeichen 30/602 BA 
VV V 20210835 betreffend der Umnutzung des Kinderhorts zum Sekretariat der Grund- und Mittelschule Vohburg und Abbruch einer tragenden 
Wand auf der Flurnummer 864 der Gemarkung Vohburg; 
Vollzug der Wassergesetze – Wasserrechtliche Plangenehmigung zum Gewässerausbau des Schindelhauser Grabens durch die Schorsch 
Hammerschmid, Vermögensverwaltung GmbH & Co. KG auf dem Grundstück Fl.Nr. 310, Gem. Eberstetten; 
Schulverband Geisenfeld – Amtliche Bekanntmachung der Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbandes Geisenfeld 
(Verbandssatzung); 
Schulverband Ernsgaden – Amtliche Bekanntmachung der Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbandes Ernsgaden 
(Verbandssatzung); 
 
__________________________________________________________________________________________________________________ 
 

Landratsamt 
 

 
Vollzug der Baugesetze; 
Öffentliche Bekanntmachung des Baugenehmigungsbescheides vom 07.07.2021 mit dem Aktenzeichen 30/602 BA VV V 20210835 
betreffend der Umnutzung des Kinderhorts zum Sekretariat der Grund- und Mittelschule Vohburg und Abbruch einer tragenden Wand 
auf der Flurnummer 864 der Gemarkung Vohburg  
 
Der verfügende Teil der Genehmigung:  
 
Das Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm erlässt folgenden Baugenehmigungsbescheid:  
 
1. Für die o.g. Baumaßnahme wird die bauaufsichtliche Genehmigung erteilt. 

2. Der Genehmigung liegen die mit obigem Antrag eingereichten Bauvorlagen, geprüft am 22.06.2021, zugrunde. 

3. Bedingung: 
 
Standsicherheit/Feuerwiderstandsdauer tragender Bauteile 
Mit der Errichtung von Bauteilen, für die ein Standsicherheitsnachweis erforderlich ist, darf erst begonnen werden, wenn dieser, ein-
schließlich der dazugehörigen Konstruktions- und Bewehrungspläne, dem Landratsamt geprüft vorliegt und dafür ein Nachtragsbe-
scheid erteilt worden ist. 
 
Hinweis: 
Ein Verstoß gegen diese Bedingung hat grundsätzlich die Baueinstellung zur Folge! 

4. Auflagen: 

4.1. Bauordnungsrechtliche Auflagen: 

4.1.1. Baubeginn 
Der Bauherr hat den Ausführungsbeginn des Bauvorhabens und die Wiederaufnahme der Bauarbeiten nach einer Unterbrechung von 
mehr als sechs Monaten mindestens eine Woche vorher dem Landratsamt mittels des Formulars „Baubeginnsanzeige“ schriftlich zu-
sammen mit den ggf. erforderlichen Bescheinigungen nach Art. 62a Abs. 2 und Art. 62b Abs. 2 BayBO mitzuteilen bzw. vorzulegen 
(Art. 68 Abs. 8 BayBO). 
 
Mit der Bauausführung oder mit der Ausführung des jeweiligen Bauabschnitts darf erst dann begonnen werden, wenn diese Unterla-
gen dem Landratsamt im Original oder per Fax (lediglich gescannte Dokumente können nicht akzeptiert werden) vorliegen (Art. 68 
Abs. 6 BayBO). 

4.1.2. Der Nachweis des vorbeugenden Brandschutzes vom 25.09.2015, erstellt von concept.b – Planungsbüro, Herr Marcus Seidl, geprüft 
am 09.12.2015, genehmigt mit Baugenehmigungs-Bescheid vom 11.12.2015, Az. 30/602 BV I 20150628, sowie die zugehörigen 
Brandschutzpläne sind weiterhin maßgeblich und einzuhalten. 

5. Hinweise (nicht widergegeben)   

6. Kosten  
 
Der Antragstelle hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. Dieser Bescheid ergeht gebührenfrei (Art. 4 Kostengesetz – KG). Auslagen 
werden nicht erhoben.  

 

 

 

A M T S B L A T T  
 

Landratsamt Pfaffenhofen – Hauptplatz 22 – 85276 Pfaffenhofen a. d. Ilm,  
www.landkreis-pfaffenhofen.de,  Ausgabe Nr.  39/2021  
Kontakt: E-Mail: amtsblatt@landratsamt-paf.de, Tel. 08441/27394 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht München 
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München 

Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München  

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen1
 
Form. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

1 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen 
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
Bitte beachten Sie, dass Rechtsmittel von Dritten (z.B. Nachbarklagen) gegen die Zulassung eines Bauvorhabens keine aufschiebende Wir-
kung mehr haben. Das heißt, mit dem Bau kann im Regelfall sofort begonnen werden, aber auf eigenes Risiko. 
 
Zur Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung (Baustopp) kann beim Verwaltungsgericht München aber ein Antrag nach § 80 a Abs. 3 
Satz 2 i.V.m. § 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung gestellt werden. 
 
Der Bescheid mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung liegt in der Zeit  

vom 15.07.2021 bis einschließlich 13.08.2021 

im Landratsamt Pfaffenhofen a.d.Ilm, Zimmer B 209, Hauptplatz 22, 85276 Pfaffenhofen nach Art. 29 BayVwVfG zur allgemeinen Einsichtnah-
me aus.  
 
Dort können Beteiligte Einwendungen vorbringen. Nach Ablauf der Frist von einem Monat nach dieser Bekanntmachung sind alle öffentlich-
rechtlichen Einwendungen gegen den Bescheid ausgeschlossen. Die Zustellung der Baugenehmigung wird durch diese öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt.  
 
Pfaffenhofen a.d.Ilm, den 12.07.2021 
 
Albert Gürtner, Landrat 
 
__________________________________________________________________________________________________________________ 
 
 
Vollzug der Wassergesetze; 
Wasserrechtliche Plangenehmigung zum Gewässerausbau des Schindelhauser Grabens durch die Schorsch Hammerschmid, Vermö-
gensverwaltung GmbH & Co. KG auf dem Grundstück  Fl.Nr.310, Gem. Eberstetten 
Standortbezogene Vorprüfung einer UVP-Pflicht im Einzelfall  
 
Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 24. Febru-
ar 2010 (BGBl I S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 14b des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl I S. 2808) geändert worden ist. 
 
Im Zuge der Erweiterung des Betriebes soll der Schindelhausener Graben, welcher das Betriebsgelände durchfließt, verlegt und ökologisch 
aufgewertet und der durch Gebäudeanpassungen verloren gehende Retentionsraum ausgeglichen werden.  
 
Gemäß § 7 Abs. 1 Satz 1 und 2 UVPG i. V. m. Nr. 13.18.2 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG ist für naturnahe Ausbauvorhaben eine standort-
bezogene Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen, ob eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist.  
 
Die standortbezogene Vorprüfung (§ 7 Abs. 2 UVPG) wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. In der ersten Stufe prüft die 
zuständige Behörde, ob bei dem Vorhaben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in Nummer 2.3 der Anlage 3 zum UVPG aufgeführ-
ten Schutzkriterien vorliegen. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht 
keine UVP-Pflicht.  
Zu prüfen war, ob Schutzgebiete wie: Landschaftsschutzgebiet, Biotopkartierte Bereiche, Natura 2000 oder Naturschutzgebiete betroffen sind. 
In diesem Fall ergab die hydraulische Berechnung, dass im Untersuchungsraum mit Überschwemmungen mit mittlerer Wahrscheinlichkeit 
(HQ100) zu rechnen ist.  
Aus der Betroffenheit gemäß Punkt 2.3.8 ergibt sich, dass besondere örtliche Gegebenheiten vorliegen, sodass auf der zweiten Stufe unter 
Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien zu prüfen war, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben 
kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und nach § 25 Absatz 2 bei der Zulassungsentscheidung 
zu berücksichtigen wären. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde solche Umweltauswirkun-
gen haben. 
 
Nach überschlägiger Prüfung der zweiten Stufe ist das Landratsamt Pfaffenhofen auf Basis der Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes 
Ingolstadt und der zugehörigen hydraulischen Berechnung zur Auffassung gelangt, dass bei plan- und bescheidsgemäßer Ausführung des 
geplanten Vorhabens keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die in der Anlage 3 zum UVPG genannten Schutzkriterien zu erwarten 
sind.Die Vorprüfung hatte zum Ergebnis, dass für das vorliegende Vorhaben keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht, da keine Auswirkungen durch das Vorhaben zu befürchten sind. 
 
Diese Feststellung schließt nicht die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens ein und ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 
UVPG).  
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Nähere Informationen können nach den Vorschriften des Bayerischen Umweltinformationsgesetzes (BayUIG) beim Landratsamt Pfaffenhofen 
a.d.Ilm, Sachgebiet 42 - Wasserrecht, Zi. A 124, Hauptplatz 22, 85290 Pfaffenhofen während der Öffnungszeiten eingeholt werden. 
 
Diese Bekanntmachung finden Sie aufgrund Art. 27a Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz i. V. m. § 5 Abs. 2 UVPG auch auf unserer 
Homepage unter https://www.landkreis-pfaffenhofen.de/HOME/Veroeffentlichungen/Amtsblatt.aspx 
 
Pfaffenhofen a. d. Ilm, den 09.07.2021                                                                                                                                                    42/641/12 
Landratsamt 
 
Albert Gürtner 
Landrat 
 
__________________________________________________________________________________________________________________ 
 

Schulverband Geisenfeld 
 
 
Amtliche Bekanntmachung der Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbandes Geisenfeld (Verbandssatzung); 
 
Die Schulverbandversammlung Geisenfeld erlässt folgende Schulverbandssatzung: 
 
Der Schulverband Geisenfeld erlässt auf Grund des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) - BayRS 
2230-7-1-K - i.V.m. Art. 1 Abs. 3, Art. 19 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 sowie Abs. 2 Nrn. 1, 2 und 5, Art. 29 Satz 1 und 2, Art. 30 Abs. 2, Art. 43 Abs. 1 
und 2, Art. 47 Abs. 6 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) - BayRS 2020-6-1-I - sowie Art. 
20a und Art. 32 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) - BayRS 2020-1-1-I – folgende 
 

Satzung 
zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands Geisenfeld 

(Verbandssatzung) 
 

§ 1 Bestand des Schulverbands 
(1) Der Schulverband besteht auf Grund der Rechtsverordnung der Regierung von Oberbayern vom 13.03.2013 Nr. 44-5103-PAF-13-14 als 
Verbandsschule. 
 
(2) Mitglieder des Schulverbands sind die Stadt Geisenfeld und die Gemeinde Ernsgaden. 
 
(3) Sein räumlicher Wirkungsbereich umfasst den mit Rechtsverordnung der Regierung von Oberbayern vom 13.03.2013 festgelegten Schul-
sprengel der Mittelschule Geisenfeld. 
 
(4) Der Schulverband führt den Namen „Schulverband Geisenfeld“ und hat seinen Sitz in Geisenfeld. 
 

§ 2 Organe des Schulverbands 
(1) Organe des Schulverbands sind die Schulverbandsversammlung und die Person, die den Vorsitz des Schulverbands führt (Verbandsvorsit-
zende/r). 
 
(2) Ein beschließender Verbandsausschuss oder ein beratender Ausschuss wird nicht gebildet. 
 

§ 3 Schulverbandsversammlung 
(1) Die Schulverbandsversammlung besteht aus den ersten Bürgermeistern der am Schulverband beteiligten Gemeinden oder deren nach Art. 
31 Abs. 2 oder Abs. 3 KommZG bestellten Stellvertretern. 
 
Gemeinden, aus denen mehr als 50 Schülerinnen und Schüler die Verbandsschule besuchen, entsenden ferner bis 100 Verbandsschüler einen 
weiteren Vertreter und für jedes weitere angefangene Hundert Verbandsschüler einen weiteren Vertreter als Mitglied in die Schulverbandsver-
sammlung (Art. 9 Abs. 3 BaySchFG). Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung können einstimmig beschließen, dass abweichend von 
Satz 2 einzelne Gemeinden weitere Mitglieder in die Schulverbandsversammlung entsenden können oder dass die Stimmabgabe der Mitglieder 
einzelner Gemeinden in der Schulverbandsversammlung mehrfach zählt. 
Weitere Mitglieder der Schulverbandsversammlung verbleiben für die Dauer der Wahlperiode (sechs Jahre) in der Versammlung, auch wenn 
die Schülerzahl in dieser Zeit so zurückgeht, dass eine Abberufung vorgesehen wäre. 
 
(2) Den Vorsitz in der Schulverbandsversammlung führt der Schulverbandsvorsitzende. 
 
(3) Die Schulverbandsversammlung ist zuständig für die ihr gemäß Art. 34 Abs. 2 KommZG vorbehaltenen Angelegenheiten. 
 

§ 4 Rechnungsprüfungsausschuss 
Die Schulverbandsversammlung bildet mit Ausnahme ihres Vorsitzenden den Rechnungsprüfungsausschuss und bestimmt ein Mitglied als 
Vorsitzenden. 
 

§ 5 Schulverbandsvorsitzender 
(1) Die Schulverbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte auf die Dauer von 6 Jahren den Schulverbandsvorsitzenden und seinen Stellvertreter. 
 
(2) Der Schulverbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Schulverbandsversammlung und erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angele-
genheiten, die nach der Gemeindeordnung dem 1. Bürgermeister zukommen. 
 

§ 6 Rechtsstellung und Entschädigung des Schulverbandsvorsitzenden und  
der übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung (Schulverbandsräte) sind 
ehrenamtlich tätig. 
 
(2) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 40,- €. Der Gesamtbetrag 
wird einmalig im Monat Dezember des jeweiligen Jahres ausbezahlt. 
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(3) Der Stellvertreter des Schulverbandsvorsitzenden erhält eine jährliche Entschädigung in Höhe von 240,- €. 
 
(4) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schulverbandsversammlung kraft Amtes angehören, das sind die ersten Bürger-
meister der am Schulverband beteiligten Gemeinden, haben nur Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen (Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i.V.m. Art. 30 
Abs. 2 Satz 2 KommZG), soweit sie nicht Schulverbandsvorsitzender oder dessen Stellvertreter sind. 
 
(5) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die ihr kraft Amtes angehören, erhalten unbeschadet des Absatzes 2 keine Entschädigung. 
Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld für jede Sitzung. 
 
(6) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten auf Antrag 
 
a) als Angestellte Entschädigung für den nachgewiesenen Verdienstausfall. 
 
b) für auswärtige Tätigkeit Reisekostenvergütung nach den für die Beamten des Freistaats Bayern geltenden Rechtsvorschriften des Reisekos-
tengesetzes. Als Dienstreise gilt nicht der Weg zu den Sitzungen der Schulverbandsversammlung, die an dem üblichen Sitzungsort stattfinden. 
 
(7) Die Höhe der Entschädigungsleistungen nach Absatz 3 beträgt je Sitzungsteilnahme 40 €. 
 

§ 7 Geschäftsgang des Schulverbands 
Der Schulverband gibt sich eine Geschäftsordnung. Im Übrigen gelten für den Geschäftsgang die Bestimmungen der Gemeindeordnung. 
 

§ 8 Geschäftsführung des Schulverbands 
Als Geschäftsstelle des Schulverbands wird die Verwaltungsgemeinschaft Geisenfeld bestimmt. Für die Aufwendungen zur Führung der Ge-
schäftsstelle wird eine Entschädigung nach dem Maß der tatsächlichen Inanspruchnahme gewährt. 
 

§ 9 Kassengeschäfte des Schulverbands 
Die Kassengeschäfte des Schulverbands werden von der Verwaltungsgemeinschaft Geisenfeld geführt. 
 

§ 10 Rechnungsprüfung 
(1) Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
 
(2) Die Entschädigung der Rechnungsprüfer beträgt je angefangenem Prüfungstag 40 €, sofern eine gesonderte Rechnungsprüfungssitzung 
erforderlich wird. 
 

§ 11 Finanzierung des Schulverbands 
(1) Der Schulverband erhebt für seinen durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Finanzbedarf von den Verbandsmitgliedern eine Schulver-
bandsumlage. 
 
(2) Die Schulverbandsumlage ist nach ihrer Festlegung in vierteljährlichen Teilbeträgen mit Fälligkeit jeweils zum ersten Werktag eines Viertel-
jahres zu entrichten. Soweit der Umlagebetrag noch nicht festgelegt ist, wird eine Vorauszahlung in Höhe des zuletzt festgesetzten Betrages 
fällig. Bei verspäteter Zahlung ist die Umlageschuld mit dem gesetzlichen Zinssatz zu verzinsen. 
 

§ 12 Auseinandersetzung 
Im Falle der Auflösung des Schulverbands oder des Ausscheidens einer Mitgliedsgemeinde findet eine Auseinandersetzung nach Art. 47 
KommZG statt. 
 

§ 13 Bekanntmachungen des Schulverbands 
(1) Die Bekanntmachungen des Schulverbands erfolgen im Amtsblatt des Landkreises Pfaffenhofen. 
 
(2) Die Mitgliedsgemeinden des Schulverbands weisen auf die Bekanntmachungen in ihren amtlichen Bekanntmachungen hin. 
 

§ 14 In-Kraft-Treten 
(1) Diese Verbandssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des Schulverbands vom 01.05.2014 außer Kraft. 
 
Geisenfeld, den 22.07.2020 
 
Paul Weber, Schulverbandsvorsitzender 
 
Die Verbandssatzung des Schulverbandes Geisenfeld wurde mit Schreiben vom 07.07.2021, Az. 60/205 rechtsaufsichtlich genehmigt. 
 
Pfaffenhofen a.d.Ilm, 08.07.2021 
 
Albert Gürtner 
Landrat 
 
__________________________________________________________________________________________________________________ 
 

Schulverband Erngaden 
 
 
Amtliche Bekanntmachung der Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbandes Ernsgaden (Verbandssatzung) 
 
Die Schulverbandversammlung Ernsgaden erlässt folgende Schulverbandssatzung: 
 
Der Schulverband Ernsgaden erlässt auf Grund des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) - BayRS 
2230-7-1-K - i.V.m. Art. 1 Abs. 3, Art. 19 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 sowie Abs. 2 Nrn. 1, 2 und 5, Art. 29 Satz 1 und 2, Art. 30 Abs. 2, Art. 43 Abs. 1 
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und 2, Art. 47 Abs. 6 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) - BayRS 2020-6-1-I - sowie Art. 
20a und Art. 32 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) - BayRS 2020-1-1-I – folgende 
 

Satzung 
zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands Ernsgaden 

(Verbandssatzung) 
 

§ 1 Bestand des Schulverbands 
(1) Der Schulverband besteht auf Grund der Rechtsverordnung der Regierung von Oberbayern vom 13.03.2013 Nr. 44-5103-PAF-13-14 als 
Verbandsschule. 
 
(2) Mitglieder des Schulverbands sind die Gemeinde Ernsgaden, die Stadt Geisenfeld, der Markt Manching und die Stadt Vohburg. 
 
(3) Sein räumlicher Wirkungsbereich umfasst den mit Rechtsverordnung der Regierung von Oberbayern vom 13.03.2013 festgelegten Schul-
sprengel der Grundschule Ernsgaden.  
 
(4) Der Schulverband führt den Namen „Schulverband Ernsgaden“ und hat seinen Sitz in Ernsgaden. 
 

§ 2 Organe des Schulverbands 
(1) Organe des Schulverbands sind die Schulverbandsversammlung und die Person, die den Vorsitz des Schulverbands führt (Verbandsvorsit-
zende/r). 
 
(2) Ein beschließender Verbandsausschuss oder ein beratender Ausschuss wird nicht gebildet. 
 

§ 3 Schulverbandsversammlung 
(1) Die Schulverbandsversammlung besteht aus den ersten Bürgermeistern der am Schulverband beteiligten Gemeinden oder deren nach Art. 
31 Abs. 2 oder Abs. 3 KommZG bestellten Stellvertretern. 
 
Gemeinden, aus denen mehr als 50 Schülerinnen und Schüler die Verbandsschule besuchen, entsenden ferner bis 100 Verbandsschüler einen 
weiteren Vertreter und für jedes weitere angefangene Hundert Verbandsschüler einen weiteren Vertreter als Mitglied in die Schulverbandsver-
sammlung (Art. 9 Abs. 3 BaySchFG). Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung können einstimmig beschließen, dass abweichend von 
Satz 2 einzelne Gemeinden weitere Mitglieder in die Schulverbandsversammlung entsenden können oder dass die Stimmabgabe der Mitglieder 
einzelner Gemeinden in der Schulverbandsversammlung mehrfach zählt. 
Weitere Mitglieder der Schulverbandsversammlung verbleiben für die Dauer der Wahlperiode (sechs Jahre) in der Versammlung, auch wenn 
die Schülerzahl in dieser Zeit so zurückgeht, dass eine Abberufung vorgesehen wäre. 
 
(2) Den Vorsitz in der Schulverbandsversammlung führt der Schulverbandsvorsitzende. 
 
(3) Die Schulverbandsversammlung ist zuständig für die ihr gemäß Art. 34 Abs. 2 KommZG vorbehaltenen Angelegenheiten. 
 

§ 4 Rechnungsprüfungsausschuss 
Die Schulverbandsversammlung bildet mit Ausnahme ihres Vorsitzenden den Rechnungsprüfungsausschuss und bestimmt ein Mitglied als 
Vorsitzenden. 
 

§ 5 Schulverbandsvorsitzender 
(1) Die Schulverbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte auf die Dauer von 6 Jahren den Schulverbandsvorsitzenden und seinen Stellvertreter. 
 
(2) Der Schulverbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Schulverbandsversammlung und erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angele-
genheiten, die nach der Gemeindeordnung dem 1. Bürgermeister zukommen. 
 

§ 6 Rechtsstellung und Entschädigung des Schulverbandsvorsitzenden und  
der übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung (Schulverbandsräte) sind 
ehrenamtlich tätig. 
 
(2) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 40,- €. Der Gesamtbetrag 
wird einmalig im Monat Dezember des jeweiligen Jahres ausbezahlt. 
 
(3) Der Stellvertreter des Schulverbandsvorsitzenden erhält eine jährliche Entschädigung in Höhe von 480,- €. 
 
(4) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schulverbandsversammlung kraft Amtes angehören, das sind die ersten Bürger-
meister der am Schulverband beteiligten Gemeinden, haben nur Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen (Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i.V.m. Art. 30 
Abs. 2 Satz 2 KommZG), soweit sie nicht Schulverbandsvorsitzender oder dessen Stellvertreter sind. 
 
(5) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die ihr kraft Amtes angehören, erhalten unbeschadet des Absatzes 2 keine Entschädigung. 
Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld für jede Sitzung. 
 
(6) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten auf Antrag 
 
a) als Angestellte Entschädigung für den nachgewiesenen Verdienstausfall. 
 
b) für auswärtige Tätigkeit Reisekostenvergütung nach den für die Beamten des Freistaats Bayern geltenden Rechtsvorschriften des Reisekos-
tengesetzes. Als Dienstreise gilt nicht der Weg zu den Sitzungen der Schulverbandsversammlung, die an dem üblichen Sitzungsort stattfinden. 
 
(7) Die Höhe der Entschädigungsleistungen nach Absatz 3 beträgt je Sitzungsteilnahme 40 €. 
 

§ 7 Geschäftsgang des Schulverbands 
Der Schulverband gibt sich eine Geschäftsordnung. Im Übrigen gelten für den Geschäftsgang die Bestimmungen der Gemeindeordnung. 
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§ 8 Geschäftsführung des Schulverbands 

Als Geschäftsstelle des Schulverbands wird die Verwaltungsgemeinschaft Geisenfeld bestimmt. Für die Aufwendungen zur Führung der Ge-
schäftsstelle wird eine Entschädigung nach dem Maß der tatsächlichen Inanspruchnahme gewährt. 
 

§ 9 Kassengeschäfte des Schulverbands 
Die Kassengeschäfte des Schulverbands werden von der Verwaltungsgemeinschaft Geisenfeld geführt. 
 

§ 10 Rechnungsprüfung 
(1) Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
 
(2) Die Entschädigung der Rechnungsprüfer beträgt je angefangenem Prüfungstag 40 €, sofern eine gesonderte Rechnungsprüfungssitzung 
erforderlich wird. 
 

§ 11 Finanzierung des Schulverbands 
(1) Der Schulverband erhebt für seinen durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Finanzbedarf von den Verbandsmitgliedern eine Schulver-
bandsumlage. 
 
(2) Die Schulverbandsumlage ist nach ihrer Festlegung in vierteljährlichen Teilbeträgen mit Fälligkeit jeweils zum ersten Werktag eines Viertel-
jahres zu entrichten. Soweit der Umlagebetrag noch nicht festgelegt ist, wird eine Vorauszahlung in Höhe des zuletzt festgesetzten Betrages 
fällig. Bei verspäteter Zahlung ist die Umlageschuld mit dem gesetzlichen Zinssatz zu verzinsen. 
 

§ 12 Auseinandersetzung 
Im Falle der Auflösung des Schulverbands oder des Ausscheidens einer Mitgliedsgemeinde findet eine Auseinandersetzung nach Art. 47 
KommZG statt. 
 

§ 13 Bekanntmachungen des Schulverbands 
(1) Die Bekanntmachungen des Schulverbands erfolgen im Amtsblatt des Landkreises Pfaffenhofen. 
 
(2) Die Mitgliedsgemeinden des Schulverbands weisen auf die Bekanntmachungen in ihren amtlichen Bekanntmachungen hin. 
 

§ 14 In-Kraft-Treten 
(1) Diese Verbandssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des Schulverbands vom 09.02.2017 außer Kraft. 
 
Ernsgaden, den 17.09.2020 
 
Hubert Attenberger, Schulverbandsvorsitzender 
 
Die Verbandssatzung des Schulverbandes Ernsgaden wurde mit Schreiben vom 07.07.2021, Az.: 60/205 rechtsaufsichtlich genehmigt. 
 
Pfaffenhofen a.d.Ilm, 08.07.2021 
 
Albert Gürtner 
Landrat 
__________________________________________________________________________________________________________________ 
 

Tag der Veröffentlichung: 14.07.2021  


